Die Pflichten des Arbeitnehmers
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Im Merktext „Arbeitsvertrag“ haben wir die grundsätzlichen Regelungen eines Arbeitsvertrages in der betrieblichen Praxis kennen gelernt. In diesem und dem Merktext „Die Pflichten des Arbeitgebers“ soll es um die Pflichten der Vertragsparteien aus dem Arbeitsverhältnis gehen. Dabei sei angemerkt, dass die Pflichten der einen Vertragspartei gleichzeitig die Rechte der anderen Vertragspartei darstellen.

1. Hauptpflicht des Arbeitnehmers

Die Hauptpflicht des Arbeitnehmers ist die Erfüllung der versprochenen Dienste (Arbeitsleistung). Dabei schuldet der Arbeitnehmer auf Grund des Arbeitsvertrages, die Arbeit sorgfältig zu leisten und die Weisungen des Arbeitgebers zu befolgen. Die gute Erfüllung der übernommenen Arbeitsleistung setzt die Befolgung der Weisungen und ordnungsgemäßes Arbeiten voraus.
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b Die werkiagliche Arbeltszeit darf 8 Stunden
nicht tberschrelten ({1 ArbZ i
ibt sich elne wochentliche lschstarbeitsdaver
von 48 Stunden.

b Zulassig st eine Verlangerung auf zehn
Stunden pro Tag bel entsprechendern zeit
lichen Ausgleich innierhalb von sechs Mona-
ten baw 24 Wochen (§3 AZG). Mit dieser
Regelung ist die Voraussetzung i flexible
Arbeitszeitmodelle geschafion viorden. Nach
16 Absatz 2 ArbZG ist der Arbeitgeber ver-
pflichtet, die tber die & Sturden hinauisge.
hende Arbeftszeit aufzuzelchnen

b Nach spatestens sechs Stunden ist eine
Pause zu gewshren. Die Dauer der Pause
oder Pausen muss mindestens 30, je nach
Dauer der Arbeitszeit 60 Minuten betra-
gen [§4 AbZG)

b Nach Beendigung der Arbeitszeit st eine
Ruhezeit von mindesters 11 Stundzn 2u
gevabien (§ 5 ArbzG)

b Besondere Bestimmungen gelten fir Nacht.
und Schichtarbeit ] 6 ArbZC).

» Ausnahmen konnen in Tarifiertragen oder
in durch einen Tarifvertrag zugelassenen
Betricbsyereinbarungen geregelt werden
(§7 AbZG)

» Grundsitalich besteht sin Beschifigungsver-
batan Sonn- und Felertagen (§9 ArbZG),
jedoch enthalt das Gesetz einen Ausnahime-
Katalog, (13, 10 ArbZG) mit Ausgleichsrege.
lungen (11 ArbZG). Nach {13 ArbZG
ksnnen zusitzliche Ausnahmen durch
Verordnungen oder Bevilligungsbescheide
zugelassen werden




Die Verpflichtung des Arbeitnehmers zur Arbeitsleistung ergibt sich aus dem geschlossenen Arbeitsvertrag in Verbindung mit dem § 611 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). Die Pflicht zur Arbeitsleistung steht als Hauptpflicht im Gegenseitigkeitsverhältnis zur Pflicht des Arbeitgebers zur Entgeltzahlung. Konkretisierung findet die Verpflichtung zur Arbeitsleistung in zahlreichen Rechtsquellen, keinesfalls allein durch den Arbeitsvertrag. Insbesondere sind hier Kollektivverträge, wie Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen, zu nennen. Dazu kommen allein vom Arbeitgeber vorformulierte Arbeitsbedingungen, die die Einzelheiten des Arbeitsverhältnisses regeln. Je nachdem, wie konkret eine bestimmte Tätigkeit/Funktion nach Inhalt, Zeit und Ort vertraglich vereinbart ist, verbleibt ein mehr oder minder weiterer Spielraum, den der Arbeitgeber durch die Zuweisung eines konkreten Arbeitsplatzes mit konkreten Arbeiten gestalten kann und muss. Diese Konkretisierung hat im Einzelfall durch Ausübung des sogenannten Direktionsrechtes des Arbeitgebers zu geschehen.

Begrenzt wird die Verpflichtung zur Arbeitsleistung durch gesetzliche Regelungen zum Schutze des Arbeitnehmers, wie z. B. das Arbeitszeitgesetz und das Mutterschutzgesetz. Der Arbeitnehmer hat die ihm obliegende Arbeitsleistung im Zweifel in Person zu erbringen. Die Arbeitsleistung ist nämlich eine höchstpersönliche Pflicht. Dies ergibt sich aus § 613 BGB. Daraus folgt auch, dass bei Tod des Arbeitnehmers die Pflicht zur Arbeitsleistung erlischt. So ist es nicht etwa möglich, dass die Erben in die Verpflichtung des Arbeitnehmers eintreten. Für sie besteht kein Recht, den Arbeitsplatz nunmehr zu beanspruchen. Allerdings sind die Erben des Arbeitnehmers aufgrund der Haftung aus § 1967 BGB verpflichtet, solche Ansprüche zu erfüllen, die nicht die Arbeitsleistung betreffen, wie z. B. die Herausgabe von Arbeitsgeräten. Der Arbeitnehmer ist also grundsätzlich nicht berechtigt, die Arbeitsleistung durch einen Vertreter oder Gehilfen durchführen zu lassen. Dies gilt auch im Falle der Arbeitsverhinderung.
Abweichungen

Eine gesetzliche Abweichung vom Prinzip der persönlichen Leistungserbringung enthält § 13 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG), der die Möglichkeit und Grenzen der Arbeitsplatzteilung regelt. Dieses Modell wird auch Jobsharing genannt. Das heißt, zwei Mitarbeiter/innen teilen sich eine Stelle und ein Gehalt. Die Flexibilität durch etwaige Gleitzeit fällt meistens weg, stattdessen kann die Arbeitszeit nach unterschiedlichen Teilungsmodellen gestaltet werden. Die klassische Form des Jobsharing ist der Halbtagsrhythmus. Je nach betrieblichen Gegebenheiten kann aber die Anwesenheit auch im wechselndem Tages- oder Halbwochenrhythmus vereinbart werden, bis hin zu Arbeitszeitblöcken in ganzen Wochen. Bei Jobsharing-Modellen besteht die Verpflichtung zur gegenseitigen Vertretung im Urlaub oder bei Krankheit. Das Jobsharing ist somit im gewissen Umfang ein Eintritt in die Arbeitsleistungspflicht eines anderen Arbeitnehmers.

Der praktische Hauptfall der Abweichung von der Regelung des § 613 BGB ist, dass der Arbeitgeber aus verschiedenen Gründen Arbeitskräfte kurzfristig einem anderen Unternehmen zur Verfügung stellt. Damit liegt ein Fall von Arbeitnehmerüberlassung vor. Häufig geschieht dies in der Weise, dass zwei miteinander in einem Konzern verbundene Unternehmen einander Arbeitskräfte ausleihen. Überlässt ein Arbeitgeber gewerbsmäßig Arbeitnehmer anderen Arbeitgebern, so benötigt er dafür eine Erlaubnis gemäß dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz.

1.1 Weisungsgebundenheit
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Der konkrete Inhalt der Arbeitspflicht ergibt sich in erster Linie aus den Einzelheiten des Arbeitsvertrages. Dies gilt hinsichtlich Ort, Art und Zeit der zu leistenden Arbeit. Anders verhält es sich mit der Qualität, die die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers aufweisen muss. Hier trifft der Arbeitsvertrag typischerweise keine Regelungen.

Die Qualität der Arbeit und die Schnelligkeit der Leistungserbringung bestimmt sich in der Regel anhand der individuellen Leistungsfähigkeit des Arbeitnehmers. Von ihm kann die Leistung erwartet werden, die er bei angemessener Anspannung seiner geistigen und körperlichen Kräfte auf Dauer, ohne Gefährdung seiner Gesundheit, zu leisten imstande ist. 

Der Ort der Arbeitsleistung ergibt sich in der Regel aus dem Arbeitsvertrag. Fehlt eine ausdrückliche Regelung, so ist diese im Wege der Auslegung zu ermitteln, für welchen Arbeitsort der Arbeitnehmer eingestellt wurde.

Der Einsatz des Arbeitnehmers kann dabei auch ohne besondere Regelungen im Arbeitsvertrag auf einen bestimmten Arbeitsort beschränkt sein, wenn etwa der Arbeitnehmer für einen bestimmten Betrieb für eine bestimmte Aufgabe eingestellt worden ist.

Lässt sich dem Arbeitsvertrag eine Konkretisierung nicht entnehmen und ist insbesondere die Auslegung nicht möglich, dass der Arbeitgeber für eine bestimmte Arbeitsteile eingestellt ist, kann sich aus dem Direktionsrecht des Arbeitgebers die Befugnis ergeben, den Arbeitnehmer an unterschiedlichen Orten einzusetzen.

Das Direktionsrecht hinsichtlich des Arbeitsortes kann sich auch bereits aus der Tätigkeitsbeschreibung bzw. dem Wesen der Tätigkeit ergeben. So kann es zum Beispiel zur Tätigkeitsbeschreibung des Arbeitnehmers gehören, an verschiedenen wechselnden Einsatzorten zu arbeiten wie z. B. bei Montagearbeiten und Außendienstmitarbeitern.

Üblich und möglich ist es, in den Arbeitsvertrag ausdrücklich einen Versetzungsvorbehalt aufzunehmen, wonach der Arbeitnehmer bei Bedarf auch in andere Betriebe des Unternehmens versetzt werden kann.
Ist die beabsichtigte Ortsveränderung durch das Direktionsrecht des Arbeitsgebers nicht gedeckt, bedarf es einer Vertragsränderung. Diese kann entweder einvernehmlich durch eine entsprechende Vereinbarung oder einseitig durch den Arbeitgeber in Form einer Änderungskündigung erfolgen.

Auch für die Konkretisierung der Art der vom Arbeitnehmer zu leistenden Arbeit ist zunächst der Inhalt des Arbeitsvertrages ausschlaggebend. Die im Arbeitsvertrag enthaltene Tätigkeitsbeschreibung kann sehr konkret, aber auch sehr allgemein gehalten sein.

Wird die Tätigkeit bei der Einstellung fachlich umschrieben (z. B. kaufmännischer Angestellter), können dem Arbeitnehmer sämtliche Arbeiten zugewiesen werden, die diesem Berufsbild entsprechen. Es ist deshalb zweckmäßig, die Tätigkeitsbeschreibung nicht zu eng zu fassen. Ist eine konkret zugewiesene Arbeit nicht mehr von der vereinbarten Tätigkeitsbeschreibung gedeckt, so muss der Arbeitgeber eine Änderung des Arbeitsvertrages durch Vereinbarung oder Änderungskündigung herbeiführen.
Eine Begrenzung des Direktionsrechtes ergibt sich aus dem Gesetz. Die einzelne Weisung darf straf- und öffentlich-rechtlichen Bestimmungen nicht zuwiderlaufen (z. B. Überschreiten der Lenkzeiten bei Fernfahrern). Gegenstand der Arbeitspflicht ist auch das Verrichten so genannter Nebenarbeiten. Diese hat der Arbeitnehmer immer dann zu verrichten, wenn deren Übernahme dem Arbeitsvertrag entspricht, d. h. die Nebenarbeiten typischerweise in dem vereinbarten Tätigkeitsbereich anfallen und nur eine untergeordnete Bedeutung haben. Maßgebend sind hierbei die Umstände des Einzelfalles.
1.2 Arbeitszeit
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Die Arbeitszeit stellt regelmäßig die Zeit vom Beginn, bis zum Ende der Arbeit ohne Ruhepausen dar. Ob die Tätigkeiten, die der Vorbereitung der Arbeit dienen, wie etwa das Anlegen der Arbeitskleidung, zur Arbeitszeit gehören, hängt vom Einzelfall ab. Denn während des Umkleidens erbringt der Arbeitnehmer die von ihm geschuldete Arbeitsleistung nicht. Nur ausnahmsweise kann das Umkleiden, z. B. auf Modeschauen, zum Inhalt der Arbeitsleistung gehören.

Grundsätzlich ist auch die Wegezeit, d.h. die Zeit für die An- und Abfahrt des Arbeitnehmers zur Arbeitsstätte, keine Arbeitszeit. Die Fahrten stellen keine Arbeitsleistung dar und sind daher nicht vergütungspflichtig.

Wird keine konkrete Arbeitszeit vereinbart und liegen keine konkretisierenden betrieblichen oder tariflichen Regelungen vor, gilt als regelmäßig zu leistende Arbeitszeit die übliche Arbeitszeit im Betrieb oder der Betriebsabteilung.

Das Direktionsrecht des Arbeitgebers erstreckt sich in aller Regelauf die Lage der Arbeitszeit, die grundsätzlich einseitig geändert werden kann. Außerordentlich umstritten und problematisch ist die Frage, inwieweit das Direktionsrecht sich auch auf den Umfang der Arbeitszeit bezieht. Diese Frage ist grundsätzlich zu verneinen, weil der Umfang der Arbeitszeit Kernbestand des Arbeitsverhältnisses ist.

Zum Schutze der Arbeitnehmer ist die höchstzulässige Arbeitszeit durch öffentlich-rechtliche Normen beschränkt, die vornehmlich im Arbeitszeitgesetz (ArbZG) geregelt sind.

Für werdende oder stillende Mütter wird die Arbeitszeit durch das Mutterschutzgesetz beschränkt. Sie dürfen grundsätzlich nicht nachts zwischen 20.00 und 6.00 Uhr und an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden. Darüber hinaus ist es dem Arbeitgeber untersagt, werdende oder stillende Mütter zur Mehrarbeit zu verpflichten. Zu beachten ist dabei, dass der § 8 Absatz 2 Mutterschutzgesetz eine eigene mutterschutzrechtliche Definition der Mehrarbeit enthält.
Von Überstunden spricht man, wenn die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit überschritten wird, die durch Kollektivvertrag (Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung) oder Arbeitsvertrag festgelegt ist. 
Mit dem Begriff Mehrarbeit werden üblicherweise Zeiten  bezeichnet, die die gesetzlich vorgeschriebene Höchstarbeitszeit überschreiten.

Ohne ausdrückliche Regelung ist der Arbeitnehmer grundsätzlich nicht verpflichtet, Überstunden zu leisten. Umgekehrt entsteht durch die fortdauernde Anordnung von Überstunden noch kein Anspruch auf ein bestimmtes Mindestmaß an Überstunden.

Vereinbarungen, die Arbeitnehmer zur Leistung von Überstunden verpflichten, finden sich sowohl in Einzelarbeitsverträgen als auch in Betriebsvereinbarungen und häufig auch in Tarifverträgen. Tarifverträge können dem Arbeitgeber das Rechtvorbehalten, die regelmäßige Arbeitszeit einseitig zu verlängern.
2. Nebenpflichten des Arbeitnehmers 

Die Arbeitspflicht als Hauptpflicht des Arbeitnehmers wird von einer Vielzahl von Nebenpflichten begleitet. Dabei darf der Begriff der Nebenpflicht nicht im Sinne eines Qualitätsurteils oder einer Wertung über deren praktischer Bedeutung im Verhältnis zur Hauptpflicht missverstanden werden. Mit der Einordnung als Nebenpflicht ist lediglich ausgesagt, dass diese Pflichten nicht im Gegenseitigkeitsverhältnis der §§ 320 ff. BGB stehen. 
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In jedem Vertragsverhältnis sind Nebenpflichten Teil des gegenseitigen Austauschverhältnisses. Davon macht auch das Arbeitsverhältnis keine Ausnahme. Dem Arbeitnehmer obliegt wie jedem anderen Schuldner die Pflicht, seine Leistung so zu erbringen, wie „Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordert". Die Nebenpflichten müssen einen engen Bezug zu den Hauptleistungspflichten des Arbeitnehmers haben. 

Die Nebenpflichten des Arbeitnehmers, die allgemein als "Treuepflicht" bezeichnet werden, haben ihre Rechtsgrundlage in § 242 BGB. Insgesamt geht es darum, dass der Arbeitnehmer verpflichtet ist, die schutzwürdigen Belange des Arbeitgebers zu wahren. Daraus ergeben sich dann Handlungs- und Unterlassungspflichten.
In zeitlicher Hinsicht beschränken sich bestimmte Nebenpflichten nicht auf die Dauer der Existenz des Arbeitsvertrages, sondern können sowohl vor- als auch nachvertragliche Pflichten begründen. Während vorvertragliche Nebenpflichten sich unmittelbar aus dem gesetzlichen Schuldverhältnis der Vertragsanbahnung ergeben und sich insbesondere auf Aufklärungs- und Offenbarungspflichten beziehen, folgen nachvertragliche Nebenpflichten wie z. B. Verschwiegenheits-, Auskunfts- und Herausgabepflicht, aus der Erkenntnis, dass die Beendigung des Arbeitsvertrages nicht das Schuldverhältnis im Ganzen beendet. 

Verletzung von Nebenpflichten 

Bei einer schuldhaften Verletzung von Nebenpflichten durch den Arbeitnehmer .kann der Arbeitgeber  - je nach Art und Schwere der Pflichtverletzung - eine Abmahnung oder eine ordentliche verhaltensbedingte Kündigung aussprechen. Im Falle schwerer Pflichtverletzungen kommt auch eine außerordentliche Kündigung in Betracht.
Unter Umständen können dem Arbeitnehmer sogar Ersatzansprüche des Arbeitgebers drohen, wenn diesem durch das vertragswidrige Verhalten des Arbeitnehmers ein Schaden entstanden ist. Denkbar sind z. B. Gewinnausfälle des Arbeitgebers, weil durch das vertragswidrige Fehlverhalten des Arbeitnehmers ein lukrativer Auftrag nicht oder nicht rechtzeitig ausgeführt werden konnte.

In Betracht kann auch der Ersatz von Überstundenvergütungen kommen, die der Arbeitgeber an andere Arbeitnehmer zahlen musste, die die Arbeit des z. B. grundlos ferngebliebenen Arbeitnehmers mit übernehmen mussten. Schadenersatzansprüche können jedoch nur durchgesetzt werden, wenn das Verhalten des Arbeitnehmers schuldhaft (vorsätzlich oder fahrlässig) war und der eingetretene Schaden auf die Pflichtverletzung des Arbeitnehmers zurückgeführt werden kann. Die Darlegungs- und Beweislast obliegt im Allgemeinen dem Arbeitgeber. Allerdings können zu seinen Gunsten Beweiserleichterungen greifen. 
Besteht in dem Betrieb eine so genannte „Betriebsbußenordnung", kann das Fehlverhalten auch durch Auferlegung einer Betriebsbuße sanktioniert werden.
Einzelne Nebenpflichten

Bei den einzelnen Nebenpflichten ist die Terminologie in der Literatur unterschiedlich. Allerdings gilt als gesichert, dass zwischen Unterlassungspflichten und Schutzpflichten unterschieden wird.

2.1 Unterlassungspflichten 

Alle Unterlassungspflichten basieren auf dem Grundgedanken, dass Vertragsverhältnisse, die den Vertragspartnern große Eingriffsmöglichkeiten in die Sphäre des Kontrahenten gewähren, auch die (Neben-) Pflicht zur Interessenwahrung und Rücksichtnahme begründen, soweit dem nicht berechtigte eigene Interessen entgegenstehen. 
Ein Beispiel für eine tarifvertraglich begründete Unterlassungspflicht für Angestellte im öffentlichen Dienst war der bis zum 30.09.2005 gelzende  § 8 Absatz 1 Satz 2 des Bundesangestelltentarifvertrages: Der Angestellte muss sich durch sein gesamtes Verhalten zu r freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen. Daraus wurde als Unterlassungspflicht u. a. die Pflicht zur Mäßigung und Zurückhaltung bei politischer Betätigung auch im privaten Bereich gefolgert, die allerdings ihrerseits durch das Recht des Verpflichteten auf freie Meinungsäußerung sowie auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit begrenzt wird. Diese Tarifvorschrift ist allerdings mit Inkrafttreten des TVöD zum 01.10.2005 weggefallen.

Zu den typischen Unterlassungspflichten gehören: 
· die Verschwiegenheitspflicht, 
· das Wettbewerbsverbot, 
· das Verbot bestimmter Nebentätigkeiten, 
· das Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken, 
· die Unterlassung unternehmerschädlicher Äußerungen und 
· das Abwerbungsverbot.
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2.1.1 Verschwiegenheitspflicht

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse nicht zu offenbaren. Grundsätzlich basiert diese Verpflichtung aus dem § 242 BGB. Überdies kommen noch andere spezialgesetzliche Geheimhaltungspflichten des Arbeitnehmers zum Tragen.
Für alle diese Vorschriften ist der Begriff des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses wesentlich. Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes (BAG) versteht man darunter die Tatsachen, 
· die im Zusammenhang mit einem Geschäftsbetrieb stehen, 
· nur einem eng begrenzten Personenkreis bekannt sind, 
· nicht offenkundig sind, 
· nach dem (ausdrücklich oder konkludent) bekundeten Willen des Betriebsinhabers geheim gehalten werden sollen,
· an deren Geheimhaltung der Unternehmer ein berechtigtes wirtschaftliches Interesse hat (BAG vom 15.7.1987).

Die Tatsachen, die unter Heranziehung dieser Merkmale als Geheimnisse in Frage kommen, sind sehr vielfältig und können von Unterlagen über Fertigungsverfahren, Kundenlisten, Kalkulationsunterlagen bis hin zu Computerprogrammen reichen. Zur Klassifizierung als Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis muss jedes einzelne vom BAG entwickelte Merkmal vorliegen.

Die Ausfüllung der Merkmale des Geheimnisbegriffs ist in der Praxis nicht ganz einfach. Vielfach wird das Vorliegen eines Geheimnisses behauptet, ohne dass die entsprechenden Voraussetzungen vorliegen. So kann z. B. eine Tatsache, die aktuell nur einem begrenzten Personenkreis bekannt ist, nicht gleich als Geheimnis eingestuft werden.

Offenkundig ist nämlich ein Betriebsgeheimnis schon dann, wenn es an die Öffentlichkeit gelangt und es damit Jedermann zugänglich ist. Dies ist dann der Fall, wenn es ohne Schwierigkeiten in Erfahrung gebracht werden kann. Das Merkmal der Offenkundigkeit bezieht sich auf die Möglichkeit der Kenntniserlangung und nicht auf die tatsächliche Kenntnis.

Wesentlich für das Merkmal des Geheimnisbegriffs ist das berechtigte wirtschaftliche Interesse des Unternehmers an der Geheimhaltung. Besondere Bedeutung erlangt das Merkmal bei Geheimhaltungsvereinbarung, die den Geheimnisbegriff ausdehnen. Diese sind nämlich nur dann zulässig, wenn die Geheimhaltung durch ein besonders berechtigtes betriebliches Interesse gedeckt ist. Dabei. kann die Geheimhaltung von Wettbewerbsverstößen des Arbeitgebers, Straftaten und sonstigen Gesetzeswidrigkeiten von einem berechtigten Interesse gedeckt sein. Illegale Geheimnisse sind nicht schutzwürdig. Das bloße wirtschaftliche Interesse des Arbeitgebers genügt nicht, um einen rechtswirksamen Geheimnisschutz zu begründen.

Ebenso ist die Verschwiegenheitspflicht des Arbeitnehmers umstritten, wenn ein Arbeitgeber durch sein Verhalten gegen geltendes Recht 'verstößt. Hier stellt sich nämlich die Frage, inwieweit der Arbeitnehmer berechtigt ist, den Arbeitgeber bei öffentlichen Stellen anzuzeigen bzw. an die Öffentlichkeit zu gehen. Die frühere Rechtsprechung sah in einem solchem Verhalten des Arbeitnehmers ein Verstoß gegen seine Verschwiegenheitspflicht.

[image: image7.jpg]


Heute ist vom Arbeitgeber zu beachten, dass er nicht darauf vertrauen kann, wegen eines gesetzwidrigen Verhaltens nicht angezeigt zu werden. Allerdings ergibt sich aus der Interessenwahrungspflicht des Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber, dass er vor Erstattung der Anzeige den Arbeitgeber auf ihm bisher nicht bekanntes gesetzwidriges Verhalten in seinem Betrieb hinweist. Berechtigt ist die Anzeige immer dann, wenn der Versuch der innerbetrieblichen Abhilfe erfolglos geblieben ist. Ebenso ist die innerbetriebliche Abhilfe nicht vorrangig, wenn vom Arbeitgeber die Gesetzeswidrigkeit gebilligt wurde oder deren Abhilfe objektiv unmöglich ist.

Berechtigte Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse müssen auch prinzipiell über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus gewahrt werden. Dies gilt allerdings nur insoweit, wie der Arbeitnehmer durch die Wahrung der Verschwiegenheitsverpflichtung nicht in seiner Berufsausübung unzumutbar eingeschränkt wird. Einen weitergehenden Geheimnisschutz kann der Arbeitgeber nur durch die Vereinbarung eines nachvertraglichen Wettbewerbverbotes erreichen. Siehe hierzu auch § 3 Abs. 1 TVöD.

2.1.2 Wettbewerbsverbot

Nach § 60 Absatz 1 Handelsgesetzbuch (HGB) unterliegen Handlungsgehilfen, d. h. die kaufmännischen Angestellten, während des Bestehens des Arbeitsverhältnisses einem Wettbewerbsverbot. Nach dieser Vorschrift darf ein Handlungsgehilfe ohne Einwilligung des Arbeitgebers weder ein Handelsgewerbe betreiben noch im Handelszweig des Arbeitgebers für eigene oder fremde Rechnung Geschäfte machen. Diese Pflicht beruht auf dem Gedanken, dass der Arbeitnehmer während des Arbeitsverhältnisses die Interessen seines Arbeitgebers fördern und unterstützen muss. Damit ist unvereinbar, wenn er ihm Konkurrenz machen würde.

Dieses Wettbewerbsverbot endet mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Ein nachträgliches Wettbewerbsverbot muss zwischen den Parteien vereinbart werden. Dabei ist zu beachten, dass das nachträgliche Wettbewerbsverbot nur wirksam ist, wenn die Schriftform eingehalten wird. Die Wettbewerbsabrede muss eine Verpflichtung enthalten, dem Arbeitnehmer eine so genannte Karenzentschädigung zu zahlen. Diese muss für jedes Jahr des Verbots mindestens die Hälfte der vom Arbeitnehmer zuletzt bezogenen Vergütung betragen. Wenn die vereinbarte Entschädigung hinter dieser Regelung zurückbleibt, ist das Wettbewerbsverbot für den Arbeitnehmer unverbindlich. Er kann sich an das Konkurrenzverbot halten und die geringere Entschädigung verlangen. Er kann aber auch das Verbot Ignorieren.

Der Umfang des Wettbewerbsverbotes darf nur soweit gezogen werden, wie es dem Schutz eines berechtigten geschäftlichen Interesses des Arbeitgebers dient. Das Wettbewerbsverbot ist ferner unverbindlich, soweit es nach Ort, Zeit oder Gegenstand das Fortkommen des Arbeitnehmers unbillig erschwert. Zeitlich darf das Wettbewerbsverbot nur für längstens zwei Jahre nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses vereinbart werden.
2.1.3 Nebentätigkeit

Fraglich ist, ob und inwieweit der Arbeitnehmer über das Konkurrenzverbot hinaus zur Unterlassung von Nebentätigkeiten gegenüber dem Arbeitgeber verpflichtet werden kann.

Begrifflich versteht man unter Nebentätigkeit eine Tätigkeit, die ihrem Umfang nach eindeutig weniger Zeit und Arbeitskraft in Anspruch nimmt als eine Haupttätigkeit. Dabei ist es unerheblich, ob die zusätzliche Tätigkeit aufgrund eines Werk-, Dienst- oder eines weiteren Arbeitsvertrages erfolgt. Spezifische gesetzliche Vorschriften für das Arbeitsverhältnis existieren nicht. Vereinzelt sind Regelungen in Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen enthalten. Überwiegend sind Beschränkungen der Nebentätigkeit in arbeitsvertraglichen Nebenabreden festzuhalten.
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Es bleibt aber bei dem Grundsatz, dass Arbeitnehmer - entgegen im Beamtenverhältnis stehenden Bediensteten - nicht verpflichtet sind, dem Arbeitgeber ihre gesamte Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen. Sie schulden nämlich lediglich eine bestimmte Arbeitsleistung während eines bestimmten Zeitabschnittes. Dies bedeutet, dass die Ausübung von Nebentätigkeiten außerhalb der Arbeitszeit grundsätzlich zulässig ist. 

Bei einer arbeitsvertraglichen  Beschränkung der Nebentätigkeit verlangt die Rechtsprechung ein berechtigtes Interesse des Arbeitsgebers an der Einschränkung. Dies ist grundsätzlich nur dann der Fall, wenn die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers durch die Nebentätigkeit in irgendeiner Weise beeinträchtigt werden kann.
Absolute Nebentätigkeitsverbote in Arbeitsverträgen, die die Aufnahme von Nebentätigkeiten schlechthin ausschließen, sind unwirksam. Eingeschränkte Nebentätigkeitsverbote, die unter dem Vorbehalt des berechtigten Interesses des Arbeitgebers stehen, sind grundsätzlich nicht zu beanstanden. 

Im öffentlichen Dienst spielte schon allein aus dem Ursprung des Beamtenrechts die tarifliche Regelung der Nebentätigkeiten eine große Rolle. Dies wurde allerdings mit dem am 01.10.2005 in Kraft getretenen TVöD erheblich vereinfacht. In § 3 Abs. 3 heißt es: 

„Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen.“ 

Auch ohne vertragliche oder tarifliche  Vereinbarung kann der Arbeitnehmer gehalten sein, bestimmte Nebentätigkeiten aufgrund seiner Interessenwahrungspflicht zu unterlassen. Dies ist stets dann der Fall, wenn die Nebentätigkeit mit der Arbeitspflicht aus dem Hauptarbeitsverhältnis kollidiert. Dann liegt sogar eine Verletzung der Hauptpflicht, nämlich der Arbeitspflicht, vor, die den Arbeitgeber berechtigt, die Zahlung des Arbeitsentgelts zu verweigern.

Bei der Ausübung von Nebentätigkeiten hat der Arbeitnehmer alles zu unterlassen, was seine Fähigkeit zur Erbringung der geschuldeten Arbeitsleistung mindert oder stört. Dazu zählen insbesondere Fälle geistiger und körperlicher Überbeanspruchung bei Ausübung der Nebentätigkeit. letztlich kommt es auf die Umstände des Einzelfalles an, die sich an Art und Umfang der zu leistenden Arbeit, den Anforderungen der Nebentätigkeit und der individuellen Leistungsfähigkeit des Arbeitnehmers zu orientieren haben. In diesem Zusammenhang liegt ein Verstoß gegen die Interessenwahrungspflicht immer dann vor, wenn der Arbeitnehmer während einer krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit eine Nebenbeschäftigung ausübt.

Nebentätigkeiten finden ihre Schranken auch in gesetzlichen Bestimmungen. Diese beziehen sich zwar nicht explizit auf Nebentätigkeiten als solche, beeinflussen aber deren Inhalt und Umfang. So darf der Arbeitnehmer keine Konkurrenzgeschäfte ohne Einwilligung des Arbeitgebers betreiben (siehe auch Wettbewerbsverbot), wenn er dies als Nebentätigkeit ausübt. Eine Einschränkung der Nebentätigkeit ergibt sich auch aus dem § 8 Bundesurlaubsgesetz. Danach darf der Arbeitnehmer während seines Erholungsurlaubs keine dem Urlaubszweck widersprechende Erwerbstätigkeit leisten.

Ferner sind die Schranken des Arbeitszeitgesetzes zu beachten. Bestehen nämlich mehrere Arbeitsverhältnisse, dürfen die einzelnen Beschäftigungen zusammen die gesetzliche Höchstgrenze der Arbeitszeit nicht überschreiten.
2.2 Verhaltenspflichten

Als allgemeine Nebenpflicht obliegt es dem Arbeitnehmer, die betriebliche Ordnung zu wahren. Zum einen ergibt sich diese Verpflichtung unmittelbar aus der Arbeitspflicht, soweit die Wahrung
der betrieblichen Ordnung zur Erbringung der Arbeitsleitung notwendig ist (so genanntes Arbeitsverhalten). Zum
anderen ist die Wahrung der Betriebsordnung, die die allgemeine äußere Ordnung im Betrieb und damit das formale Verhalten des Arbeitnehmers im Gegensatz zum Arbeitsverhalten betrifft (so genanntes Ordnungsverhalten), als Verhaltens- bzw. Schutzpflicht aus der allgemeinen Nebenpflicht des Arbeitnehmers entwickelt worden

2.2.1 Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken

Die Annahme von Belohnungen und Geschenken, landläufig auch als Schmiergeldern bezeichnet, beschwört, unabhängig von der strafrechtlichen Beurteilung, die Gefahr herauf, dass der Arbeitnehmer nicht im Interesse seines Arbeitgebers, sondern im Interesse dessen handelt, der ihm den Vorteil zukommen lässt. Das ein solches Verhalten gegen die Interessenwahrungspflicht des

Arbeitnehmers verstößt, ist offenkundig.

Dem Arbeitnehmer ist es deshalb untersagt, Geld oder geldwerte Leistungen zu fordern, sich versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn der Geber hierfür eine geschäftliche Bevorzugung erwartet. Der Arbeitnehmer muss dann nicht tatsächlich aufgrund des Schmiergeldes rechtswidrig handeln, es reicht, dass er das Schmiergeld annimmt.

In jedem Falle kann die Annahme von Schmiergeldern kündigungsrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen. (Siehe auch § 3 Abs, 2 TVöD).

2.2.2 Unterlassung unternehmensschädlicher Äußerungen


Einen Ausdruck des Mindestmaßes an Loyalitätspflichten des Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber stellt die Pflicht dar, den Ruf des Unternehmens nicht zu schädigen. Eine solche Pflicht ist auch unter Beachtung der Grundrechtes auf freie Meinungsäußerung anzuerkennen.

2.2.3 Abwerbungsverbot

Häufig trägt sich ein Arbeitnehmer mit dem Gedanken, ein anderes Arbeitsverhältnis einzugehen oder sich selbstständig zu machen. Solche Überlegungen können dann schnell in konkrete Vorkehrungen münden, das bestehende Arbeitsverhältnis zu lösen.

Ein solches Verhalten an sich stellt noch kein Verstoß gegen die Interessenwahrungspflicht dar. Etwas anderes gilt jedoch, wenn der Arbeitnehmer auf seine Kollegen einwirkt, damit sie unter Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei einem anderen Arbeitgeber eine Beschäftigung aufnehmen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Abwerbung mit unlauteren Mitteln oder in verwerflicher Weise erfolgt. Auch das Abwerbungsverbot konkretisiert damit lediglich die Pflicht des Arbeitnehmers,

Schädigungen des Arbeitgebers zu unterlassen.

2.3 Schutzpflichten

Als besondere Nebenpflichten obliegen dem Arbeitnehmer auch Handlungs- und Schutzpflichten, insbesondere wenn es darum geht, eingetretene oder drohende Schäden abzuwenden.

2.3.1 Anzeige-, Aufklärung- und Auskunftspflichten

Als Nebenpflicht aus dem Arbeitsverhältnis bestehen Auskunftspflichten der Arbeitnehmer insoweit, als ein Informationsanspruch des Arbeitgebers anzuerkennen ist. Das BAG erkennt einen solchen Anspruch immer dann an, wenn der Arbeitgeber in entschuldbarer Weise über Bestehen oder Umfang seiner Rechte aus dem Arbeitsverhältnis im ungewissen ist und der Arbeitnehmer die zur Beseitigung der Ungewissheit erforderliche Auskunft unschwer und ohne wesentliche Beeinträchtigung seiner Persönlichkeitsrechte erteilen kann. Das schließt die Verpflichtung zur Auskunftserteilung auch über private Aktivitäten dann ein, wenn diese für die Beurteilung der Eignung und fachlichen Qualifikation des betreffenden Arbeitnehmers bedeutsam sind. Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber in jedem Fall Auskunft über den Stand der von ihm auszuführenden Arbeiten und über besondere Vorkommnisse zu erteilen.

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, generell dem Arbeitgeber gegenüber richtige Angaben zu machen, soweit es um dienstliche Belange geht. Gesetzlich konkretisiert im § 5 des Entgeltfortzahlungsgesetzes ist die Anzeige- und Nachweispflicht im Falle der Erkrankung des Arbeitnehmers.

Den Arbeitnehmer trifft vor allem die Verpflichtung, dem Arbeitgeber von drohenden Schäden Anzeige zu machen, wenn er sie erkennt. Von einem Fehlverhalten seiner Arbeitskollegen, durch das ein Schaden droht oder bereits entstanden ist, muss er dem Arbeitgeber nur dann Mitteilung machen, wenn er mit ihrer Überwachung und Kontrolle betraut ist (z.B. als Vorgesetzte/r) oder wenn der drohende Schaden ganz unverhältnismäßig hoch ist.

2.3.2 Einhaltung von Arbeitsschutznormen

Nicht nur der Arbeitgeber, sondern auch der Arbeitnehmer ist verpflichtet, zwingende Arbeitschutzbestimmungen einzuhalten. Eine solche gesetzliche Regelungen findet sich z.B. im § 15 Arbeitsschutzgesetz. Danach sind die Arbeitnehmer verpflichtet, für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit Sorge zu tragen. 
BAG entscheidet Grenzfall





In seiner  Entscheidung vom 28.2.2002 hatte das BAG (Bundesarbeitsgericht) über die Nebentätigkeit eines Krankenpflegers als Bestatter zu entscheiden. Das BAG sah die Nebentätigkeit als Leichenbestatter von einem in einem Krankenhaus beschäftigten Krankenpfleger als nicht zu gestatten an, weil dadurch berechtigte Interessen des Arbeitgebers erheblich beeinträchtigt werden.


Das BAG führt aus, dass die Nebentätigkeit als Leichenbestatter mit der vom Kläger arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit als Krankenpfleger nicht vereinbar sei. Als Krankenpfleger hat der Kläger für die Erhaltung von Leben und Gesundheit der ihm anvertrauten Patienten Sorge zu tragen. Er hat alles zu tun, um die Genesung der Patienten zu fördern und alles zu unterlassen, was diesem Ziel abträglich sein könnte. Demgegenüber setzt die Tätigkeit als Leichenbestatter den Tod der Menschen voraus. Deshalb ist der Umstand, von einem Krankenpfleger versorgt zu werden, der sich nebenberuflich als Leichenbestatter betätigt, dazu geeignet, bei Patienten Irritationen hervorzurufen.





Diese könnten den Eindruck gewinnen, von einem solchen Krankenpfleger nicht in der gebotenen Weise, das heißt, ohne eindeutige Lösung des durch Haupt- und Nebentätigkeit entstandenen Zielkonflikts im Sinne der Erhaltung von Leben und Gesundheit, behandelt zu werden. Entsprechende Befürchtungen könnten in der Öffentlichkeit entstehen.


Entscheidend ist die mögliche negative Wirkung der Nebentätigkeit des Klägers auf die Patienten und die Öffentlichkeit. Die dadurch eintretende Verunsicherung könnte nicht nur zu Störungen im Genesungsverlauf bei Patienten führen, sondern auch dazu, dass diese das Krankenhaus des beklagten Arbeitgebers von vornherein meiden und sich anderswo behandeln lassen.


Der Arbeitgeber hat daher sowohl in seiner Verantwortung für die Genesung der Patienten als auch aus wirtschaftlichen Gründen ein erhebliches Interesse daran, dass der Kläger die Nebentätigkeit als Bestatter unterlässt.
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